
29 Ermittlungsverfahren

suchungsorgan durch schriftliche, begrün­
dete Verfügung die Einleitung eines gegen 
Bekannt oder Unbekannt gerichteten 
Ermittlungsverfahrens an.

(2) Die Untersuchungsorgane sind ver­
pflichtet, die von ihnen eingeleiteten 
Ermittlungsverfahren unverzüglich dem 
Staatsanwalt zur Kenntnis zu bringen.

Weitere Aufklärungspflichten

Die Untersuchungsorgane haben auch mit 
Strafe bedrohte Handlungen strafunmün­
diger oder zurechnungsunfähiger Personen 
aufzuklären. Zu diesem Zweck können 
auch Durchsuchungen und Beschlagnah­
men durchgeführt werden. Die bei der 
Aufklärung getroffenen Feststellungen 
sind den für die Aufsicht und Erziehung 
Verantwortlichen mitzuteilen. Strafunmün­
dige Personen sind In Anwesenheit eines 
Erziehungsberechtigten oder eines Vertre­
ters der Jugendhilfe zu hören.

S100
Untersuchungspflicht bei Verfehlungen

(1) Die Organe der Deutschen Volks­
polizei haben auch Verfehlungen zu unter-

(2) Die Untersuchung von Verfehlungen 
erfolgt nach den Bestimmungen über die 
Prüfung von Anzeigen und Mitteilungen. 
Die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
und die Vornahme prozessualer Zwangs­
maßnahmen mit Ausnahme der im Absatz 
3 genannten sind unzulässig.

(3) Zulässig ist die Beschlagnahme von 
Gegenständen und Aufzeichnungen, die 
als Beweismittel von Bedeutung sein oder 
nach den gesetzlichen Vorschriften efnge- 
zogen werden können. Zu diesem Zweck 
ist auch die Durchsuchung eines Verdäch­
tigen zulässig. Für die Durchsuchung eines 
Verdächtigen und die Beschlagnahme gel­
ten die Bestimmungen des vierten 
Abschnittes dieses Kapitels entsprechend.

Dritter Abschnitt 
Durchführung des Ermittlungsverfahrens

8101
Umfang der Ermittlungen

(1) Der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane haben die den Verdacht 
einer Straftat begründende Handlung all­
seitig und unvoreingenommen aufzuklären 
und den Täter zu ermitteln.

(2) Sie haben als Voraussetzung für die 
Feststellung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit die Art und Weise der Bege­
hung der Straftat, ihre Ursachen und 
Bedingungen, den entstandenen Schaden, 
die Persönlichkeit des Beschuldigten, seine 
Beweggründe, die Art und die Schwere 
seiner Schuld, sein Verhalten vor und nach 
der Tat in be- und entlastender Hinsicht 
aufzuklären. Dazu sind die erforderlichen 
Beweise zu ermitteln, zu überprüfen und

8102
Mitwirkung der Bürger

(1) Der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane haben zur allseitigen Auf­
klärung von Straftaten (8 101) die differen­
zierte Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte zu sichern.

(2) Sie haben, sobald der Stand der 
Ermittlungen es gestattet, den Leitungen 
der Betriebe oder Einrichtungen davon 
Mitteilung zu machen, wenn gegen einen 
Mitarbeiter der Verdacht einer Straftat 
besteht.

(3) Besteht gegen den Beschuldigten der 
hinreichende Verdacht einer Straftat und 
ist ein gerichtliches Hauptverfahren zu 
erwarten, sind auf Ersuchen des Staats­
anwaltes oder der Untersuchungsorgane die 
Leitungen der Betriebe und Einrichtungen 
verpflichtet, für die Beratung eines Kollek­
tivs aus dem Lebensbereich des Beschul­
digten und für die Beauftragung eines Ver­
treters des Kollektivs zur Mitwirkung an 
der gerichtlichen Hauptverhandlung Sorge 
zu tragen, ln dieser Beratung soll das 
Kollektiv auch auf die Möglichkeit der 
Übernahme einer Bürgschaft und die gesetz­
lichen Voraussetzungen der Beauftragung 
eines gesellschaftlichen Anklägers oder 
gesellschaftlichen Verteidigers hingewiesen


